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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen 
Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. weist darauf hin, dass in Artikel 208 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union festgelegt ist, dass „bei der Durchführung politischer Maßnahmen, die sich auf die 
Entwicklungsländer auswirken können, [...] den Zielen der Entwicklungszusammenarbeit 
Rechnung“ zu tragen ist; weist ferner darauf hin, dass die EU demzufolge vor der 
Unterzeichnung von Handelsabkommen verpflichtet ist, die gesamten Auswirkungen auf 
die Entwicklung eingehend zu prüfen und vor allem der Beseitigung der Armut Rechnung 
zu tragen;

2. erinnert an die Erklärung der Vereinten Nationen über das Recht auf Entwicklung von 
1986, in der bekräftigt wird, dass das Recht auf Entwicklung ein unveräußerliches 
Menschenrecht ist, in dessen Rahmen allen Menschen und Völkern das Recht eingeräumt 
wird, an der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Entwicklung 
teilzunehmen, ihren Beitrag zu dieser Entwicklung zu leisten und von ihr zu profitieren; 
ist daher der Ansicht, dass die EU dieses Recht nicht untergraben darf, sondern vielmehr 
dazu verpflichtet ist, es durch internationale Abkommen zu stützen;

3. begrüßt Freihandelsabkommen und jegliche Bemühungen zur Förderung des Handels mit 
und zwischen Entwicklungsländern als zuverlässige Grundlage für eine stabile und 
nachhaltige Entwicklung; begrüßt insbesondere die Schaffung regionaler 
Freihandelszonen, die bei Beachtung der WTO-Bestimmungen durch Zollermäßigungen, 
eine Möglichkeit zur Förderung des Handels zwischen den Entwicklungsländern bieten;

4. weist darauf hin, dass die Fischerei, insbesondere die handwerkliche Fischerei, und die 
damit verbundenen Wirtschaftszweige in vielen Entwicklungsländern eine wesentliche 
Rolle bei der Gewährleistung der Ernährungssicherheit, der Schaffung von Arbeitsplätzen, 
für die Erzielung von Staatseinnahmen und den Exporte sowie für die Aufrechterhaltung 
lokaler Gemeinschaften spielen; bringt seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass es 
durch Überfischung und illegale Fischerei zu einer Abwanderung kommen und somit die 
nachhaltige Entwicklung ernsthaft in Gefahr gebracht werden könnte; fordert daher, dass 
die EU mit den Entwicklungsländern Fischereiabkommen abschließt, um die einheimische 
Fischereiindustrie zu fördern, die Fischbestände zu überwachen, gegen Überfischung und 
illegale Fischerei vorzugehen, die biologische Vielfalt zu bewahren sowie die Hygiene-
und Gesundheitsstandards zu erhöhen;

5. fordert die EU auf, durch ihre Handelsabkommen die gesellschaftliche Verantwortung von 
Unternehmen aktiv zu unterstützen, um somit ein weltweites Handelsumfeld anzustreben, 
das bei sozialen und ökologischen Fragen stärker auf ethische Werte ausgerichtet ist;

6. fordert die Kommission auf, darauf zu bestehen, dass die Einhaltung der ILO-
Kernarbeitsnormen eine Voraussetzung für den Abschluss von Handelsabkommen ist, und 
die umfassende Einhaltung von Programmen zu unterstützen, durch die die Rechte der 
Arbeitnehmer und die Umwelt geschützt werden, wie zum Beispiel die 
Transparenzinitiative der Minenindustrie oder der Kimberly-Prozess in der 
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Diamantindustrie;

7. fordert, dass die Handelsabkommen der EU in wirksamer Art und Weise für ein 
größtmögliches Maß an Transparenz, strenge Standards beim öffentlichen 
Beschaffungswesen und nach Ländern aufgeschlüsselte Berichterstattung seitens der 
Unternehmen sowohl in Industrie- als auch Entwicklungsländern sorgen, um die illegale 
Kapitalflucht zu unterbinden;

8. weist darauf hin, dass die Auswirkungen des Klimawandels vor allem in den 
Entwicklungsländern spürbar sind und sich die Industrienationen dessen bewusst sein 
sollten, dass sie die Hauptverantwortung dafür tragen; ist daher der Ansicht, dass die 
Handelsbeziehungen der EU nicht nur darauf ausgerichtet sein dürfen, Umweltschäden zu 
vermeiden, sondern aktiv zu einer weltweit nachhaltigen Entwicklung beitragen sollten;

9. verweist auf die enormen Unterschiede, die in Bezug auf Kapazitäten und Potenzial 
zwischen den Industrieländern und den ärmsten Nationen bestehen; fordert daher die 
Kommission auf, im Rahmen der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen einen 
respektvollen, pragmatischen und behutsamen Ansatz zu verfolgen, durch den 
angemessene Übergangszeiträume und Anpassungsmaßnahmen möglich werden, und 
dafür Sorge zu tragen, dass Länder, die sich gegen die Unterzeichnung eines 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommens entscheiden, nicht dafür bestraft werden;

10. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die Parlamente der Partnerländer im 
Interesse einer verbesserten Governance und der demokratischen Kontrolle in den 
Entwicklungsländern in die Handelsverhandlungen einbezogen werden.


